
Sechster Titel
Von den Pflichten und Rechten, die aus unerlaubten Handlungen entstehn
Begriffe
§. 1. Schade heißt jede Verschlimmerung des Zustandes eines Menschen, in Absicht seines
Körpers, seiner Freyheit, oder Ehre, oder seines Vermögens.

§. 2. Wird ein solcher Nachtheil durch eine Handlung oder Unterlassung unmittelbar und
zunächst bewirkt, so wird der Schade selbst unmittelbar genannt.

§. 3. Entsteht der Nachtheil zwar aus der Handlung oder Unterlassung, jedoch nur in
Verbindung derselben mit einem andern von ihr verschiedenen Ereignisse, oder mit einer
nicht gewöhnlichen Beschaffenheit der Person oder Sache, so ist ein mittelbarer Schade
vorhanden.

§. 4. Ein Schade, dessen Entstehen aus der Handlung oder Unterlassung gar nicht
vorausgesehen werden konnte, wird im rechtlichen Sinne zufällig genannt.

§. 5. Vortheile, die jemand erlangt haben würde, wenn eine gewisse Handlung oder
Unterlassung nicht vorgefallen wäre, werden zum entgangnen Gewinn gerechnet.

§. 6. Doch wird bey Bestimmung des entzognen Gewinns nur auf solche Vortheile, die
entweder nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge und der Geschäfte des bürgerlichen
Lebens, oder vermöge gewisser schon getroffener Anstalten und Vorkehrungen, vernünftiger
Weise erwartet werden konnten, Rücksicht genommen.

§. 7. Zu einer vollständigen Gnugthuung gehört der Ersatz des gesammten Schadens und des
entgangnen Gewinnes.

§. 8. Wer jemanden ohne Recht Schaden zufügt, der kränkt oder beleidigt denselben.

§. 9. Unterlassung einer Zwangspflicht wird einer Kränkung oder Beleidigung gleich geachtet.

Grundsätze vom Schadensersatz. Ueberhaupt.
§. 10. Wer einen Andern aus Vorsatz oder grobem Versehen beleidigt, muß demselben
vollständige Gnugthuung leisten. (§. 7.)

§. 11. Eben dazu ist auch der verhaftet, welcher eine dem Andern schuldige Pflicht aus
Vorsatz oder grobem Versehen unterläßt, und dadurch demselben Schaden verursacht.

§. 12. Wer nur aus mäßigem Versehen den Andern durch eine Handlung oder Unterlassung
beleidigt, der haftet nur für den daraus entstandnen wirklichen Schaden.

§. 13. Doch muß der Beschädiger auch einen solchen entgangenen Gewinn ersetzen, den der
Beschädigte durch den gewöhnlichen Gebrauch desjenigen, woran er gekränkt worden, erlangt
haben würde, wenn die Kränkung nicht vorgefallen wäre.

§. 14. In einem solchen Falle muß der entgangne Gewinn vergütet werden, auch wenn der
wirkliche Schade keiner Schätzung fähig wäre.

§. 15. In Fällen, wo auch ein geringes Versehen vertreten werden muß (Tit. III. §. 22. 23.),
haftet der Beschädiger nur für den durch ein solches Versehen entstandnen unmittelbaren
Schaden.

§. 16. Der aus einer Handlung entstandne zufällige Schade darf nur alsdann vergütet werden,
wenn die Handlung selbst wider ein Verbotsgesetz ist; oder wenn der Handelnde durch ein
solches gesetzwidriges Verhalten in die Umstände, wodurch er zu der Handlung veranlaßt
worden, sich selbst gesetzt hat.

§. 17. Was wegen der bey Verträgen zugefügten Schäden statt finde, wird im vorhergehenden
Titel bestimmt. (Tit. V. §. 277. sqq.)



In wiefern die Schuld des Beschädigten den Beschädiger vom Ersatz befreye.
§. 18. Von der Vergütung eines aus Vorsatz oder grobem Versehen zugefügten unmittelbaren
Schadens wird der Beleidiger durch die mit eintretende Verschuldung des Beschädigten nicht
befreyt.

§. 19. Hingegen darf der mittelbare Schade und der entgangne Gewinn nicht ersetzt werden,
wenn der Beschädigte bey der Abwendung desselben sich selbst ein grobes Versehen hat zu
Schulden kommen lassen.

§. 20. Ein dergleichen eignes grobes Versehen des Beschädigten macht denselben aller
Schadloshaltung verlustig, wenn der Schade nur aus einem mäßigen oder geringen Versehen
des Beschädigers entstanden ist.

§. 21. Der Ersatz des aus mäßigem oder geringem Versehen entstandnen mittelbaren Schadens
und entzognen Gewinns fällt schon alsdann weg, wenn der Beschädigte den Nachtheil durch
Anwendung der gewöhnlichen Aufmerksamkeit vermeiden konnte.

Von wechselseitigen Beschädigungen.
§. 22. Haben zwey oder mehrere einander wechselseitig beschädigt, so haftet jeder dem
Andern für den verursachten Schaden nach Mdasgabe der ihm zur Last fallenden
Verschuldung.

§. 23. Haben Theilnehmer an einer unerlaubten Handlung einander dabey Schaden zugefügt,
so muß jeder seinen eignen Schaden tragen.

Rechtliche Vermuthungen bey der Schadenszufügung.
§. 24. Daß jemand durch die Schuld eines Andern beschädigt worden, wird nicht vermuthet.

§. 25. Wer aber in der Ausübung einer unerlaubten Handlung sich befunden hat, der hat die
Vermuthung wider sich, daß ein bey solcher Gelegenheit entstandner Schade durch seine
Schuld sey verursacht worden.

§. 26. Insonderheit muß der, welcher ein auf Schadensverhütungen abzielendes Polizeygesetz
vernachläßigt, für allen Schaden, welcher durch die Beobachtung des Gesetzes hätte
vermieden werden können, eben so haften, als wenn derselbe aus seiner Handlung unmittelbar
entstanden wäre.

Woher der Ersatz zu leisten.
§. 27. Der Ersatz des Schadens und entgangnen Gewinns muß aus dem Vermögen desjenigen
erfolgen, welcher den Schaden verursacht hat. (§. 42. 56.)

Verbindlichkeit der Erben.
§. 28. Die Verbindlichkeit zum Schadensersatz geht auch auf die Erben des Beschädigers
über.

Von mehrern Beschädigern.
§. 29. Haben mehrere zur Zufügung eines Schadens aus Vorsatz oder grobem Versehen
mitgewirkt, so haften sie einer für alle, und alle für einen.

§. 30. Der Beschädigte hat alsdann gegen die Beleidiger eben die Rechte, welche bey
Verträgen dem Berechtigten gegen mehrere gemeinschaftlich Verpflichtete zukommen. (Tit.
V. §. 430. sqq.)

§. 31. Haben mehrere bey einer Schadenszufügung nur aus mäßigem oder geringem Versehen
mitgewirkt, so haftet jeder nur für sein eignes Versehen.

§. 32. Doch haften sie einer für alle, und alle für einen, wenn nicht ausgemittelt werden kann,
welchen Theil des Schadens ein jeder durch sein besondres Versehen angerichtet habe.



§. 33. In allen Fällen, wo einer von mehrern Mitschuldigen den ganzen aus Versehen
entstandnen Schaden, oder doch mehr, als ihm nach Verhältniß seines Antheils an der
Schadenszufügung oblag, ersetzt hat, kann er an die übrigen, wegen des von einem jeden zu
leistenden Beytrags, sich halten.

§. 34. War aber der Schade von mehrern vorsetzlich veranlaßt worden, so findet unter ihnen
kein Regreß statt.

§. 35. Dagegen muß jeder von ihnen seinen Antheil, welchen er dem Beschädigten hätte
vergüten müssen, wenn dieser sämmtliche Beschädiger auf ihren Antheil belangt hätte, der
Armencasse des Orts zur Strafe entrichten.

In wiefern Beschädigungen nicht ersetzt werden dürfen.
§. 36. Wer sich seines Rechts innerhalb der gehörigen Schranken bedient, darf den Schaden,
welcher einem Andern daraus entstanden ist, nicht ersetzen.

1) Wenn der Beschädiger sich nur seines Rechts bedient hat.
§. 37. Er muß aber denselben vergüten, wenn aus den Umständen klar erhellet, daß er unter
mehrern möglichen Arten der Ausübung seines Rechts diejenige, welche dem Andern
nachtheilig wird, in der Absicht, denselben zu beschädigen, gewählt habe.

§. 38. Wer gefährliche Handlungen an einem dazu unter öffentlicher Genehmigung
bestimmten Orte, und_ zur erlaubten Zeit vornimmt, haftet nur für die schädlichen Folgen, die
aus Vorsatz oder grobem Versehen entstanden sind.

2) wenn die schädliche Handlung unwillkürlich war.
§. 39. Ein durch unwillkürliche Handlungen verursachter Schade kann dem Handelnden nicht
zugerechnet werden.

§. 40. Wer sich selbst in einen vorübergehenden Zustand, in welchem er seiner Vernunft nicht
mächtig ist, versetzt hat, muß auch den in diesem Zustande unwillkürlich verursachten
Schaden ersetzen.

3) wenn der Beschädiger wahnoder blödsinnig oder ein Kind ist.
§. 41. Wenn Wahnund Blödsinnige, oder Kinder unter sieben Jahren jemanden beschädigen,
so kann nur der Ersatz des unmittelbaren Schadens aus ihrem Vermögen gefordert werden.

§. 42. Doch haftet das Vermögen solcher Personen nur alsdann, wenn der Beschädigte den
Ersatz aus dem Vermögen der Aufseher oder der Aeltern nicht erhalten kann. (§. 57.)

§. 43. Auch haftet dasselbe nur so weit, als dadurch dem Beschädiger der nöthige Unterhalt,
und wenn er ein Kind ist, die Mittel zu einer standesmäßigen Erziehung nicht entzogen
werden.

§. 44. Hat der Beschädigte dergleichen Personen durch sein eignes auch nur geringes
Versehen zu der schädlichen Handlung veranlaßt, so kann er sich an das Vermögen derselben
nicht halten.

4) wenn er auf Befehl eines Vorgesetzten handelt.
§. 45. Werden Befehl dessen, dem er zu gehorchen schuldig ist, vollzieht, kann in der Regel
zu keinem Schadensersatz angehalten werden.

§. 46. Er muß aber dafür haften, wenn die befohlne Handlung in den Gesetzen ausdrücklich
verboten ist. (§. 48.)

§. 47. Wer vermöge seines Standes oder Amtes die Befehle seiner Vorgesetzten ohne
Einschränkung zu befolgen verpflichtet ist, von dem kann nicht gefordert werden, daß er
einen in Dienstgeschäften ihm geschehenen Auftrag seiner Obern prüfe.



§. 48. Dem, der aus Unwissenheit einen gesetztwidrigen Befehl ausgerichtet hat, bleibt der
Regreß gegen den Befehlenden vorbehalten.

§. 49. Wer die Gränzen des erhaltenen Befehls überschreitet, macht sich allemal zum Ersatz
des dadurch entstandnen Schadens verantwortlich.

5) wenn der Schade bey Gelegenheit eines Auftrags verursacht worden.
§. 50. Wer einem Andern einen in den Gesetzen nicht gemißbilligten Auftrag macht, haftet
nicht für den von selbigem bey Ausrichtung dieses Auftrags verursachten Schaden.

§. 51. War aber der Auftrag unerlaubt, so haften wegen des Schadensersatzes der Machtgeber
und der Bevollmächtigte, beyde für einen und einer für beyde (§. 30.); selbst, wenn der
Bevollmächtigte die Gränzen des Auftrags überschritten hat.

§. 52. War der Auftrag nur in Ansehung des Machtgebers allein, oder nur in Ansehung des
Bevollmächtigten allein unerlaubt, so haftet jeder von ihnen nur für seine eigne Schuld.

§. 53. Hat der Machtgeber bey der Auswahl eines untüchtigen Bevollmächtigten sich ein
grobes oder mäßiges Versehen zu Schulden kommen lassen, so haftet er für den von selbigem
auch bey der Ausrichtung eines erlaubten Auftrags durch seine Untüchtigkeit verursachten
Schaden so weit, als der Beschädiger selbst zum Ersatz unvermögend ist.

Wie lange der Schadensersatz gefordert werden könne.
§. 54. Wer einen außerhalb dem Falle eines Contrakts erlittenen Schaden innerhalb dreyer
Jahre, nachdem das Daseyn und der Urheber desselben zu seiner Wissenschaft gelangt sind,
gerichtlich einzuklagen vernachläßigt, der hat sein Recht verloren.

§. 55. Sind seit dem Zeitpunkte der Schadenszufügung dreyßig Jahre verflossen, so kommt es
auf den Zeitpunkt der erlangten Wissenschaft nicht weiter an.

Von Schaden, der durch andere Menschen, besonders
§. 56. Wer eines andern unwillkührliche Handlung, wodurch derselbe sich selbst, oder einem
Dritten schädlich geworden ist, aus Vorsatz, grobem oder mäßigem Versehen veranlaßt hat,
haftet für den dadurch verursachten Schaden.

§. 57. Gleiche Verbindlichkeit hat der, welcher die über Wahn- und Blödsinnige oder über
Kinder unter sieben Jahren ihm obliegende Aufsicht gröblich oder auch nur aus einem
mäßigen Versehen vernachläßigt. (§. 41-44.)

§. 58. Wer eine unerlaubte Handlung befiehlt, haftet hauptsächlich für den daraus entstandnen
Schaden.

§. 59. Wer wissentlich etwas geschehen läßt, was er zu verhindern schuldig und vermögend
gewesen, hat eben die Verantwortung, als ob er solches befohlen hätte. (Tit. III. §. 26. sqq.)

durch Dienstboten.
§. 60. Für den von Dienstboten zugefügten Schaden ist die Herrschaft in der Regel nicht
verantwortlich.

§. 61. Wer aber wissentlich geschehen läßt, daß sein Gefinde(=Gesinde) einem Andern einen
Schaden zufüge, der wird als Theilnehmer an der unerlaubten Handlung des Gesindes
angesehn. (§. 59.)

§. 62. Wer Gesinde, das durch einen überwiegenden Hang zu groben Lastern, durch einen
hohen Grad von Blödsinn oder Schwermuth, oder durch ansteckende Krankheiten, andern
gefährlich werden kann, wissentlich in Dienste nimmt, oder darin behält, der haftet für alle
Gefahr.

§. 63. Für den durch Dienstboten angerichteten Feuerschaden haftet die Herrschaft auch



alsdann, wenn ihr die Unvorsichtigkeit des Gesindes bey dem Gebrauche von Feuer und Licht
bekannt gewesen ist, und sie dasselbe dennoch beybehalten hat.

§. 64. Wenn jemand zu einem Geschäfte ein dazu untüchtiges Gesinde wissentlich bestellt, so
haftet er für den Schaden, welcher einem Dritten, bey der Ausrichtung des Geschäfts, durch
die Untüchtigkeit des Gesindes zugefügt worden.

durch Handwerksgesellen und Lehrlinge.
§. 65. In Ansehung der Handwerksgesellen und Lehrjungen haben die Meister die den
Dienstherrschaften aufgelegten Pflichten.

durch Miethsleute, oder.
§. 66. Wer wissentlich Miethsleute duldet, die mit Feuer und Licht, bey dem Auswerfen, oder
Ausgießen, oder in Verschließung des Hauses, unvorsichtig und nachläßig zu verfahren
gewohnt sind, der haftet für allen durch selbige auf dergleichen Art verursachten Schaden.

§. 67. In allen vorstehend bestimmten Fällen (§. 62-66.) haften jedoch die Herrschaft, der
Meister oder Hauswirth nur in so weit, als der Schadensersatz aus dem Vermögen des
Beschädigers nicht erfolgen kann.

§. 68. Sobald erhellet, daß ein Schade durch jemandes Gesinde, Handwerksgesellen, oder
Lehrjungen, oder durch die Bewohner seines Hauses verursacht worden; und die Herrschaft,
der Meister oder Hauswirth kann die Person des Beschädigers nicht nachweisen, so ist
derselbe dem Beschädigten zur Schadloshaltung hauptsächlich verhaftet.

§. 69. Ob in den Fällen des §. 56-68. wo jemand für den von andern verursachten Schaden
haften muß, derselbe nur den unmittelbaren, oder auch den mittelbaren Schaden, und den
entgangnen Gewinn vertreten müsse, ist nach dem Grade seiner Verschuldung und den
Vorschriften §. 10. bis 21. zu beurtheilen.

durch Thiere verursacht worden.
§. 70. Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß wilde oder andre Thiere hält, die vermöge ihrer
Natur den Menschen oder den in der Wirthschaft nützlichen Thieren schädlich sind, und in
den Häusern oder auf dem Lande gewöhnlich nicht gehalten werden, der haftet für allen durch
selbige verursachten Schaden.

§. 71. Eine gleiche Vertretung trift denjenigen, welcher, auch nach erhaltener Erlaubniß, die
gehörigen Maaßregeln zur Abwendung des von solchen Thieren zu befürchtenden Schadens
verabsäumt.

§. 72. Wer Thiere hält, die zwar ihrer Natur nach nicht schädlich sind, aber auch in der
ländlichen oder städtischen Haushaltung nicht gebraucht werden; der haftet für allen durch
selbige, auch ohne seine besondre Schuld, verursachten unmittelbaren Schaden.

§. 73. Bey andern von Natur unschädlichen Thieren haftet der Eigenthümer nur für den
Schaden, welcher aus der verabsäumten Aufsicht über sie entspringt.

§. 74. Wer aber weiß, daß ein Thier, wider die Natur seiner Art, schädlich sey, und dennoch
die gehörigen Maaßregeln zur Verhütung nachtheiliger Folgen verabsäumt; der ist dem
Beschädigten zur vollen Genugthuung verpflichtet.

§. 75. Wer ein von Natur unschädliches, oder ein mit obrigkeitlicher Erlaubniß gehaltenes
schädliches Thier reizt, oder sonst durch eigne Unvorsichtigkeit zu Schadenszufügungen
durch dasselbe Anlaß giebt, kann für sich selbst keine Schadloshaltung fordern.

§. 76. Wird dadurch ein andrer beschädigt, so ist derjenige, welcher das Thier gereizt oder die
Unvorsichtigkeit begangen hat, zum Ersatz dafür verpflichtet.

§. 77. Der schuldige Eigenthümer und der, welcher das Thier gereizt hat, haften dafür als



Mitschuldige. (§. 30. sqq.)

§. 78. Wenn die Thiere zweyer Eigenthümer ohne weitere Anreizung einander beschädigen, so
haftet nur der, welcher bey der Aufsicht über das schädlich gewordene Thier seine Pflicht
vernachläßigt hat.

Wie der Schadensersatz zu leisten.
§. 79. Wenn ein Schade geschehen ist, so muß alles, so viel als möglich, wieder in den
Zustand gesetzt werden, welcher vor der Anrichtung des Schadens vorhanden war.

§. 80. Kann durch diese Wiedererstattung der Beleidigte nicht hinreichend entschädigt
werden, so muß der Beschädiger ihm das daran noch Fehlende anderweitig vergüten.

§. 81. Ein Gleiches muß geschehen, wenn die Erstattung unmöglich ist.

Bey Beschädigungen an Sachen.
§. 82. Ist eine Sache ganz verloren gegangen, vernichtet, oder unbrauchbar geworden, so muß
der Beschädiger deren ganzen durch Gesetze bestimmten Werth vergüten.

§. 83. Ist der Werth durch Gesetze nicht bestimmt, so muß bey Sachen, die einen
gewöhnlichen Gegenstand des Verkehrs auf Messen oder Märkten ausmachen, oder worüber
Preis-Couranten gehalten werden, derjenige Werth, welchen Sachen derselben Art zur Zeit
des Verlustes gehabt haben, ersetzt werden.

§. 84. Bey andern Sachen werden die Beschaffenheit und die Eigenschaften derselben zur Zeit
des Verlustes durch Beweis ausgemittelt, und sodann wird der Werth nach dem Gutachten der
Sachverständigen bestimmt.

§. 85. Ist der Schade aus Vorsatz oder grobem Versehen zugefügt worden, so muß der höchste
Werth, welchen die Sache, nach obigen Bestimmungen, (§. 82. 83. 84.) in dem Zeitraume
zwischen der Schadenszufügung und der dem Beschädiger zugestellten Klage gehabt hat,
vergütet werden.

§. 86. Auch haftet in einem solchen Falle der Beschädiger für den außerordentlichen Werth.

§. 87. Für den Werth der besondern Vorliebe haftet er nur alsdann, wenn die Beschädigung
vorsetzlich zugefügt worden ist.

§. 88. Ist der Schade durch ein mäßiges oder geringes Versehen entstanden, so darf nur der,
zur Zeit der Schadenszufügung vorhanden gewesene, gemeine Werth ersetzt werden.

§. 89. Ist durch den Schaden der Werth der Sache nur vermindert worden, so muß derjenige
Werth, welchen die Sache vor der Beschädigung gehabt hat, nach obigen Grundsätzen
ausgemittelt, und mit dem gegenwärtigen Werthe derselben verglichen werden.

§. 90. Die daraus sich ergebende Verminderung des Werths muß der Beschädiger vergüten.

§. 91. Ist jedoch der Schade an einer beweglichen Sache zugefügt worden, so hat der
Beschädigte die Wahl: ob er mit dieser Vergütung sich begnügen, oder von dem Beschädiger
den ganzen nach §. 89. ausgemittelten vormaligen Werth, gegen Ueberlassung der Sache,
fordern wolle.

§. 92. In allen Fällen, wo der vormalige Werth der Sache nach Vorschrift §. 83. 84. nicht mit
hinlänglicher Zuverläßigkeit ausgemittelt werden kann, muß derjenige Werth, welchen eine
Sache von derselben Art, und von mittlerer Güte, in dem nach obigen Grundsätzen zu
bestimmenden Zeitpunkte gehabt hat, durch Sachverständige festgesetzt werden.

§. 93. Ist der Schade nur aus mäßigem oder geringem Versehen zugefügt worden, so muß der
Beschädigte mit der Vergütung nach diesem mittleren Werthe sich begnügen.

§. 94. Ist aber der Schade aus Vorsatz oder grobem Versehen verursacht worden, so muß der



Beschädigte auch zur eydlichen Bestärkung eines höhern Werths, nach richterlichem
Ermessen, zugelassen werden.

§. 95. Doch darf auch dieser höhere Werth den doppelten Betrag des von den
Sachverständigen angegebenen mittleren Werths niemals übersteigen.

§. 96. Ist aber von dem Werthe der besondern Vorliebe die Rede, so findet dergleichen
Rücksicht auf das Verhältniß zwischen dem von den Sachverständigen bestimmten, und dem
von dem Beschädigten angegebenen Werthe keine statt.

§. 97. Vielmehr muß alsdann das richterliche Ermessen den von dem Beschädigten eydlich zu
erhärtenden Werth nur nach der besondern Beschaffenheit der Umstände und Verhältnisse,
worauf der Beschädigte diese Vorliebe gründet, festsetzen und ermäßigen.

An der Person.
1) Durch Tödtung.
§. 98. Wer widerrechtlich einen Menschen ums Leben bringt, muß in allen Fällen der
hinterlassenen Frau, und den Kindern des Entleibten die Kosten der etwanigen(!) Cur,
ingleichen die Begräbniß- und Trauerkosten ersetzen.

a) Wenn dieselbe aus Vorsatz oder grobem Versehen.
§. 99. Außerdem ist, wenn die Entleibung and(= aus) Vorsatz oder grobem Versehen erfolgt,
der Beschädiger verbunden, der Wittwe und den Kindern des Entleibten standesmäßigen
Unterhalt, auch deletztern (=denletztern) dergleichen Erziehung und Ausstattung, als sie von
dem Vater nach dessen Stand und Vermögen erwarten konnten, zu gewähren.

§. 100. Dabey wird auf das von dem Entleibten hinterlaßne Vermögen, ingleichen auf die
Unterstützungen, welche der Wittwe und den Kindern von dem Staat oder anders wo her
angedeihen, keine Rücksicht genommen.

§. 101. Diese Verbindlichkeit des Beschädigers dauert so lange, als die Familie des Entleibten
eine solche Verpflegung und Unterstützung von demselben, wenn er noch am Leben wäre,
fordern könnte.

§. 102. Treten aber Umstände ein, unter welchen die Pflicht des Entleibten, seine Familie aus
eignen Mitteln zu ernähren, aufgehöret haben würde, so wird auch der Beschädiger von seiner
Verbindlichkeit frey.

b) wenn sie aus mäßigem Versehen.
§. 103. Ist die Entleibung nur durch ein mäßiges Versehen verursacht worden, so muß der
Beschädiger für eine nach Verhältniß des Standes nothdürftige Verpflegung der Wittwe und
Kinder des Entleibten, und für eine dergleichen Erziehung der letztern in so weit sorgen, als
die Kosten dazu aus den Einkünften des hinterlassenen Vermögens und den Beyträgen des
Staats oder eines Dritten nicht aufgebracht werden können.

§. 104. Auch muß er den noch unversorgten Kindern, bey Ermangelung eines eignen dazu
hinreichenden Vermögens, eine solche Ausstattung gewähren, als dieselben von dem
Entleibten nach den Gesetzen zu fordern berechtigt wären.

§. 105. Die Verbindlichkeit zur Erziehung und Verpflegung der Kinder dauert in der Regel so
lange, bis entweder dieselben die Volljährigkeit erreicht haben, oder der Fall des §. 102. noch
vorher eintritt.

§. 106. Solche Kinder hingegen, welche wegen körperlicher oder Geisteschwächen auch nach
erlangter Volljährigkeit sich selbst ihren Unterhalt zu erwerben nicht im Stande sind, muß der
Beschädiger bis zu ihrem Tode, oder ihrer Wiederherstellung verpflegen.

§. 107. In Ansehung der Wittwe des Entleibten dauert die Verpflegungsverbindlichkeit des



Beschädigers so lange, bis dieselbe wieder heyrathet, oder in Umstände kommt, da sie einer
solchen Unterstützung füglich entbehren kann.

§. 108. Ueberhaupt hören die Pflichten auch eines solchen Beschädigers unter eben den
Umständen auf, unter welchen der Entleibte selbst, wenn er noch lebte, davon frey werden
würde.

§. 109. Was vorstehend zum Besten der Wittwe und Kinder des Entleibten verordnet ist (§.
99-108.), gilt auch zum Besten anderer Personen, welche nach den Vorschriften der Gesetze
Unterhalt von dem Entleibten zu fordern berechtigt seyn würden.

c) wenn sie nur aus geringem Versehen erfolgt ist.
§. 110. Ist die Entleibung nur aus geringem Versehen erfolgt, so muß die Familie des
Entleibten mit der §. 98. bestimmten Entschädigung sich begnügen.

2) Durch andre körperliche Verletzungen.
§. 111. Bey andern körperlichen Verletzungen, wodurch der Beschädigte nicht entleibt
worden, ist derselbe, in allen Fällen, auf den Ersatz der Cur- und Heilungskosten anzutragen
berechtigt.

Wegen erlittner Schmerzen.
§. 112. Wegen erlittener Schmerzen können Personen vom Bauer- oder gemeinen
Bürgerstande, denen dergleichen Verletzung aus Vorsatz oder groben (!)Versehen zugefügt
worden, ein billiges Schmerzengeld fordern.

§. 113. Der Betrag dieses Schmerzengeldes ist nach dem Grade der ausgestandenen
Schmerzen, jedoch nicht unter der Hälfte, und nicht über den doppelten Betrag der
erforderlichen Kurkosten, richterlich zu bestimmen.

§. 114. Bey Personen höhern Standes wird auf die dem Beleidigten durch die Mißhandlung
verursachten Schmerzen nur bey Bestimmung der gesetzmäßigen Strafe Rücksicht
genommen.

Wegen verursachter Unfähigkeit zur Fortsetzung des Amts oder Gewerbes.
§. 115. Ist durch die zugefügte Verletzung der Beschädigte, sein Amt oder Gewerbe auf die
bisherige Art zu betreiben, gänzlich außer Stand gesetzt worden, so haftet der Beschädiger für
diejenigen Vortheile, deren fortgesetzter Genuß dem Beschädigten dadurch entzogen wird.

§. 116. Ist die Beschädigung aus Vorsatz oder grobem Versehen zugefügt worden, so müssen
dem Beschädigten auch künftige Vortheile vergütet werden, deren Erlangung derselbe, nach
dem natürlichen und gewöhnlichen Laufe der Dinge, vernünftiger Weise erwarten konnte.

§. 117. Ist ein mäßiges Versehen begangen worden, so darf der Beschädiger die Vergütung nur
nach derjenigen Lage leisten, in welcher der Beschädigte zur Zeit der Verletzung sich wirklich
befunden hat.

§. 118. Ist nur ein geringes Versehen vorhanden, so findet bloß die §. 111. bestimmte
Schadloshaltung statt.

§. 119. Sobald der Beschädigte, der Verletzung ungeachtet, durch Anwendung seiner
körperlichen oder Geisteskräfte zu einem wirklichen Erwerbe gelangt, so muß derselbe auf die
nach §. 115.116.117. zu leistende Entschädigung abgerechnet werden.

§. 120. Ist der Beschädigte durch die zugefügte Verletzung nur auf eine Zeitlang zum Betrieb
seines Gewerbes außer Stand gesetzt worden, so kann er nur Versäumnißkosten fordern.

§. 121. Diese Kosten müssen nach den §. 115. sqq. bestimmten Grundsätzen, jedoch nur im
Verhältniß der Zeit, während welcher die erlittne Verletzung dem Beschädigten an dem
Betriebe seiner Geschäfte verhindert, festgesetzt werden.



§. 122. Nach eben diesen Grundsätzen und mit billiger Rücksicht auf den nachtheiligen
Einfluß, welchen eine erlittene Verletzung auf die Glücksumstände des Beschädigten hat, muß
der Richter die Vergütung bestimmten (= bestimmen), wenn der Beschädigte zum Betriebe
seines Amtes oder Gewerbes zwar nicht gänzlich unfähig, wohl aber ihm dieser Betrieb
dadurch schwerer oder kostbarer gemacht worden.

Wegen erlittner Verunstaltung.
§. 123. Wird eine unverheyrathete Frauensperson durch körperliche Verletzung verunstaltet,
und ihr dadurch die Gelegenheit sich zu verheyrathen erschweret; so kann sie von dem
Beschädiger Ausstattung fordern.

§. 124. Diese Ausstattung muß, wenn die Verunstaltung aus Vorsatz oder grobem Versehen
erfolgt ist, nach richterlichem Ermessen so bestimmt werden, daß die Beschädigte Hofnung
erhalte, eine ihrem Stande gemäße Heyrath zu finden, und unterdessen aus den Einkünften
derselben ihren Unterhalt nehmen könne.

§. 125. Ist die Beschädigung nur aus mäßigem Versehen zugefügt worden, so muß die
Verunstaltete mit einer solchen Ausstattung, als sie von ihrem Vater nach dessen Stande
vermöge der Gesetze, zu fordern haben würde, sich begnügen.

§. 126. Besitzt der Beschädiger kein Capitalsvermögen, aus welchem die nach §. 124.125. zu
bestimmende Ausstattung genommen werden kann, so muß er der Verletzten die Zinsen
davon zu Fünf vom Hundert jährlich entrichten.

§. 127. Dieser Beytrag dauert fort, so lange die Verunstaltete lebt, auch wenn sie sich wirklich
verheyrathet.

§. 128. Ist außerdem jemanden sein Fortkommen in der Welt durch eine aus Vorsatz oder
grobem Versehen zugefügte Verunstaltung erschwert worden, so muß ihm auch dafür eine
billige nach den Umständen zu bestimmende Entschädigung geleistet werden.

§. 129. Wer zur Entschädigung des Beleidigten oder seiner Familie schuldig erkannt wird,
kann sich dagegen mit dem Einwände, daß er dadurch die Seinigen pflichtmäßig zu ernähren
unvermögend werde, nicht schützen.

an der Ehre,
§. 130. Die bey verübten Ehrenkränkungen zu leistende Privatgenugthuung ist im
Criminalrechte bestimmt.

§. 131. Der Ersatz eines nach Geld in Anschlag zu bringenden Schadens kann nur in so fern
gefordert werden, als der Schade aus der Ehrenkränkung unmittelbar entstanden ist.

an der Freyheit.
§. 132. Wer auf irgend eine Art einen Andern seiner persönlichen Freyheit widerrechtlich
beraubt; der haftet demselben für das ganze Interesse.

§. 133. Der, auf dessen Gefahr oder falsche Vorspiegelung ein widerrechtlicher Personalarrest
verhängt worden, und der Richter, welcher dabey den gesetzlichen Vorschriften zuwider
gehandelt hat, sind dem Beleidigten als Mitschuldige verhaftet.

§. 134. Wer in Privatarrest gehalten worden, kann zur eydlichen Bestärkung des erlittenen
Schadens und entgangenen Gewinns, nach vorgängiger richterlichen Ermäßigung, gelassen
werden.

§. 135. Alle Kosten, welche erforderlich sind, um den Gefangenen wieder in Freyheit zu
setzen, muß der Beleidiger tragen.

§. 136. Kann dem Beleidigten die beraubte persönliche Freyheit nicht wieder verschaft
werden, so haben die Frau und Kinder desselben gegen den Beleidiger, wegen der ihnen zu



gewährenden Verpflegungs- und Erziehungskosten, eben die Rechte, die ihnen bey einer
erfolgten Entleibung (§. 98. sqq.) beygeleg =beygelegt) sind.

bey Realarresten.
§. 137. Wer Sachen unrechtmäßiger Weise mit Arrest belegt, haftet für den Schaden, den
dieselben dadurch leiden, eben so, als wenn er diesen Schaden durch seine unmittelbare
Handlung veranlaßt hätte. (§. 82. sqq.)

§. 138. Kann außer diesem Schaden ein durch den Arrest entzogener sicherer Gewinn
nachgewiesen werden, so ist der Arrestleger auch diesen zu vergüten schuldig. (§. 13. 14.)


